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In der Gefängnisabteilung des
Berner Inselspitals wollte der
krebskrankeMehrfachmörder C.
auf keinen Fall sterben.Denn die
Sicherheitsvorschriften verun-
möglichen esAngehörigen, Ster-
bende zu begleiten. «Auch ein
Verbrecher hat das Recht, in
Würde zu sterben», sagte der
54-JährigeAnfangNovember bei
einem Treffen im Besuchszim-
mer der Anstalt Thorberg.

Da hatte sich der Tumor vom
Magen-Darm-Trakt in Gallenbla-
se, Niere, Leber und Lunge aus-
gebreitet. Zum Zeitpunkt des
Treffens hatte C. seine Lebens-
erwartung bereits überschritten.
«Ichmüsste eigentlich längst tot
sein.»

C. verbüsste eine lebensläng-
liche Freiheitsstrafe. Dazu kam
eine Verwahrung. Die Tat liegt
schon eine Weile zurück und
sorgte für Schlagzeilen. Der
Mehrfachmörder wollte aus
Rücksicht auf seineAngehörigen
die Tat und den Tatort nicht ge-
nauer benannt haben.

Verschiebung im letzten
Moment
Nach der tödlichen Diagnose
wurde der Schwerkranke über
Monate zwischen demThorberg
und der Bewachungsstation des
Inselspitals (Bewa) hin- und her-
verfrachtet, wo er alle zwei Wo-
chen einer Chemotherapie un-
terzogen wurde. «Solange ich
stehen kann, behalten sie mich
im Thorberg. Sobald ich Pflege
brauche, komme ich in die
Bewa», beschrieb er das Vorge-
hen der Behörden.

Auf dem Thorberg ist man
nicht für den Umgang mit Ster-
benden vorbereitet. Weil C. das
strenge Regime in der Bewa
fürchtete, erhob er Beschwerde.
Darin verlangte er ein neuesme-
dizinisches Gutachten. So hoffte
er, für haftunfähig erklärt zu
werden, um in einemPflegeheim
oder einemSterbehospiz sterben
zu können. Gemäss Strafgesetz-
buch darf von den Regeln des
Vollzugs abgewichen werden,
«wenn der Gesundheitszustand
des Gefangenen dies erfordert.»
Dabei ist die Verlegung in eine
«andere geeignete Einrichtung»
möglich.

Für Verwahrte lässt dies das
Bundesgericht aber kaum mehr
zu. Für diese Straftäter würden
Haftunterbrüche fürs Sterben
«nur noch als letztmögliches
Mittel gewährt», wie Strafvoll-
zugsexperte Benjamin Brägger
in einem Interview mit dieser
Zeitung sagte. Grund für diese
Strenge seien der «mediale
Druck» und die «Fokussierung
auf die Sicherheit». Letzteres
geht auf den Mord an einer Pfa-
diführerin auf dem Zollikerberg
vor dreissig Jahren zurück. Die
Tat wurde durch einen Gewalt-
täter im Hafturlaub begangen
und gab Anstoss zu einer Ver-
schärfung der Gesetzgebung.

C.s letzterWunsch blieb denn
auch unerfüllt. Ende Dezember
ist er im Inselspital verstorben.
Olivier Aebischer, Sprecher der
Bewährungs- und Vollzugs-
dienste, bestätigt zwar nicht das
Datum. Er hält aber fest, dass C.
«auf einer Abteilung ausserhalb
der Bewa» im Beisein der Ange-

hörigenverstorben sei.Wernicht
in der Bewa sterbenwill,wird im
letztenMomentmeist in die Pal-
liativabteilung des Inselspitals
verlegt, wo das Besuchsregime
lockerer ist.

Obergericht bleibt hart
Einen Monat vor C.s Tod lehnte
das BernerObergericht seine Be-
schwerde ab. EndeNovember ka-
men die Richter in einem erst
kürzlich publizierten Urteil zum
Schluss, dass er «medizinisch
adäquat» versorgt werde. Auch
gebe es keine Hinweise darauf,
dass sich das «Pendeln» zwi-
schen Thorberg und Bewa-
chungsstation negativ auf seinen
Gesundheitszustand auswirke.
Zudem weile C. bloss wenige
Tage pro Monat in der Bewa.
Kurz: Der Freiheitsentzug stelle
«keine besondere oder ernsthaf-
te Gefahr für die Gesundheit
und/oder das Leben des Be-
schwerdeführers» dar.

Noch stärker gewichtete das
Gericht aber den Umstand, dass

den Interessen an einem «regen
Familienleben im letzten Le-
bensabschnitt» bedeutende öf-
fentliche Interessen entgegen-
stünden. Zwar sei einem Voll-
zugsbericht vom Februar 2022
zu entnehmen, dass C. «zugäng-
licher, offener und dankbarer»
geworden sei. Auch hätten sich
seine Prioritäten seit der Diag-
nose verändert, und es stünden
neue Themen wie «letzte Wün-
sche und die Auseinanderset-
zung mit dem Tod» im Fokus.

Dies vermochte aber die Risi-
kofaktoren für das Gericht nicht
zu entkräften. Es selber hielt
2020 in letzter Instanz fest, dass
C. die Taten mit «übermässiger
Gewaltanwendung» und auf be-
sonders grausameWeise began-
gen habe. Im aktuellen Be-
schwerdeentscheid stellt nun
dasselbe Gericht fest, dass C.
«nachwie vor» keine Einsicht in
seine Taten habe. «Die Gefähr-
dung, die vom Beschwerdefüh-
rer ausgehen kann, darf nicht
vernachlässigt werden.»

Am Schluss des Urteils führt
das Obergericht ein grundsätz-
liches Argument ins Feld, das
letztlich jegliche Optionen aus-
schliesst: «Der Verurteilung des
Beschwerdeführers zu einer le-
benslänglichen Freiheitsstrafe
mit anschliessenderVerwahrung
ist eigen, dass er seinen Lebens-
abend im Freiheitsentzug ver-
bringen wird.»

Damit stellt sich das Oberge-
richt bis in die Ausdrucksweise
hinein hinter die kantonale Si-
cherheitsdirektion als Vorins-
tanz.Diese hielt in ihremvonRe-
gierungsrat Philippe Müller
(FDP) unterzeichneten Entscheid
fest, dass es zwar nachvollzieh-
bar sei, dass der Beschwerdefüh-
rer in der Endphase seines Le-
bens so viel Zeitwiemöglichmit
seiner Familie verbringenwolle.
Er habe sich diese Trennung
durch sein strafbares Verhalten
aber selbst zuzuschreiben, «zu-
mal eine lebenslängliche Strafe

mit Verwahrung von vornherein
bedeutet, bis zum Tod im Voll-
zug zu verbleiben».

Kein Platz für Pflegefälle
Der Fall C. steht exemplarisch für
den Umgang mit pflegebedürf-
tigen und todkranken Straftätern
imKanton Bern.DasHin undHer
zwischen Gefängnis und Bewa-
chungsstation istAusdruck einer
«Lücke im bestehenden Ange-
bot», wie sich Strafvollzugs
experte Brägger ausdrückt. Denn
in den Gefängnissen ist man für
schwere Pflegefälle nicht gerüs-
tet. Und die Bewachungsstation
des Inselspitals ist ein Akutspi-
tal und keine Palliativabteilung.

Schwere Pflegefälle sind im
Berner Justizvollzug nicht vorge-
sehen. «Wenn der Staat die Leu-
te fürs Sterben nicht mehr raus-
lässt, hat er auch die Verpflich-
tung, ein menschenwürdiges
Altern und Sterben zu ermögli-
chen», sagt Brägger.

Eine Behebung dieser Ange-
botslücke dürfte in den kom-
menden Jahren dringlicherwer-
den. Denn eine Studie des
SchweizerischenKompetenzzen-
trums für Strafvollzug zur Ent-
wicklung der älteren Gefange-
nenpopulation kommt zum
Schluss, dass die Zahl der Män-
ner über 60 im Strafvollzug von
200 Personen im Jahr 2017 auf
350 im Jahr 2035 ansteigenwird.
Bei Verwahrten wiederum wird
in derselben Zeitspanne mit ei-
nem Anstieg der über 60-Jähri-
gen von 96 auf 170 Personen ge-
rechnet.

Einzelne Kantone haben dar-
auf reagiert. So gibt es etwa
in den Justizvollzugsanstalten
Lenzburg AG und Pöschwies ZH
Abteilungen für über 60-Jährige,
die Pflege bis zu einem gewissen
Grad anbieten. Und der Kanton
Obwalden prüft, imVollzug eine
Pflegestation einzurichten.

Im Kanton Bern gibt es keine
solchen Angebote, aber man ist
sich des Problems immerhin be-

wusst. So ist in der Justizvoll-
zugsstrategie 2017–2032 von der
Herausforderung eines «würdi-
gen Alterns und Sterbens» die
Rede. Zugleichwird aber betont,
dass die Pflege betagter und psy-
chisch beeinträchtigter Personen
«nicht zum klassischen Aufga-
benportfolio des Strafvollzugs-
personals» gehört.

Man sei aber nicht untätig,
versichert Olivier Aebischer,
Sprecher der Bewährungs- und
Vollzugsdienste. Der Kanton
Bern arbeite «selbstverständ-
lich»mit den anderen Kantonen
zusammen.Denn es sei Sinn und
Zweck der interkantonalen Zu-
sammenarbeit, «dass nicht jeder
Kanton zu jedemVollzugsbedarf
ein eigenes Angebot stellt». So
würden einzelne Kantone «Spe-
zialangebote» für alle anbieten
– wie auch der Kanton Bern mit
dem «einzigartigen Angebot ei-
nes Gefängnisspitals» in Form
der Bewachungsabteilung des
Inselspitals.

Die Nachfrage nach einer Pal-
liativabteilung im Vollzug hält
Aebischer indes für «viel zu
klein», als dass sich kantonale
Einzelangebote lohnen würden.
«Sie würden die meiste Zeit leer

stehen.» Daher unterstütze der
Kanton Bern die Initiative Ob-
waldens, den Aufbau eines sol-
chen Angebots zu prüfen.

Aktuell ist es laut Aebischer
möglich, dass schwerkranke
Häftlinge Palliativpflege in einer
gesicherten Pflegeinstitution
ausserhalb des Vollzugs erhal-
ten. So bestehe mit einem gesi-
cherten Pflegeheim in Bauma ZH
eine «regelmässige Zusammen-
arbeit».Diese Institution kam für
C.wegen des Urteils des Oberge-
richts aber nicht infrage.

In Bauma gibt es schweizweit
das einzige private Pflegeheim
mit einer geschlossenen Abtei-
lung, die «in Einzelfällen und
nach genauer Vorabklärung»
pflegebedürftige Personen auf-
nimmt, «die früher einmal ein
Delikt begangen haben», wie es
auf der Website heisst. Das ver-
mag die Nachfrage aber nicht zu
decken.

Es sei «erkannt», dass zusätz-
liche Angebote für «lebensälte-
re, kranke und pflegebedürftige
Personen» notwendig seien, sagt
Joe Keel vomOstschweizer Straf-
vollzugskonkordat. Die beiden
Deutschschweizer Konkordate
bemühten sich zurzeit um ein
«koordiniertes Vorgehen im Be-
reich der aufwendigen und teu-
ren Spezialvollzugsplätze», hält
Keel fest. Es gehe darum, den
«Handlungsbedarf aufzuzeigen»
und Empfehlungen zuhanden
der Politik abzugeben.

«Schöne Worte», sagt Straf-
vollzugsexperte Brägger. «Die
Kantone wollen möglichst billi-
ge Lösungen.» Sie seien auch
kaummehr bereit, die Kosten für
Palliativabteilungen im Vollzug
und die damit verbundenen Si-
cherheitsrisiken einzugehen. In
Deutschland gebe esAltersgefän-
gisse und Sterbeabteilungen. In
der Schweiz bräuchte es ange-
sichts der zögerlichen Haltung
der Kantone ein Bundesgesetz.
«Letztlich geht es um die Frage,
wie der Staat mit vulnerablen
Personen umgeht, die keine Lob-
by haben», sagt Brägger.

Der letzte behördliche Akt im
Fall C. ist eine Mitteilung des
Konkursamtes Bern-Mittelland.
Dieses hat gut zweiMonate nach
dem Tod den vorläufigen Kon-
kurs über den Verstorbenen er-
öffnet, dessen Angehörige das
Erbe ausgeschlagen haben. Der
Kanton Bern dürfte somit auf
den Gerichtskosten in der Höhe
von 1600 Franken sitzen bleiben,
die das Obergericht bei der Ab-
lehnung der Beschwerde C. auf-
erlegt hatte.

Sein letzterWunsch blieb unerfüllt
Tod im Vollzug Ein Berner Mehrfachmörder durfte nicht in einem Sterbehospiz sterben.
Der Fall ist exemplarisch: Es fehlen palliative Angebote für schwer kranke Straftäter.

Im Besuchszimmer der Bewachungsabteilung im Berner Inselspital sind die Patienten durch eine Glasscheibe von ihrem Besuch getrennt.
Kommuniziert wird durch eine Gegensprechanlage. Foto: Adrian Moser

«Letztlich geht
es umdie Frage,
wie der Staat
mit vulnerablen
Personen
umgeht, die
keine Lobby
haben.»
Benjamin F. Brägger
Jurist und Strafvollzugsexperte

«Die Pflege
betagter und
psychisch
beeinträchtigter
Personen gehört
nicht zum
klassischen Auf-
gabenportfolio
des Strafvoll-
zugspersonals.»
Sicherheitsdirektion
des Kantons Bern,
Justizvollzugsstrategie 2017–2032
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